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V. Verschiedene Bestimmungen

$ 34. Projektierung,.Bau und Unterhalt werden, soweit die fach- Aufträge
gerechte Betreuung und Überwachung dieser Aufgaben durch das Ge- an Private

meinwesen sowie das Interesse an einem dauernden und verkehrssiche-
ren Betrieb der Strassen es zulassen, nach Möglichkeit Privaten über-
tragen.

$ 35. i Rad-, Fuss-, Reit- und Wanderwege können auch unter wege
Inanspruchnahme von Anlagen bereitgestellt werden, die nicht dem
Träger der Baupflicht gehören; dies gilt auch für die Verwendung von
Flur- und Genossenschaftswegen.

2 Für den Rechtserwerb und für allfällige besondere Bau- und Un-
terhaltspflichten aus der erweiterten Nutzung gelten sinngemäss die
Bestimmungen für den jeweiligen Bauträger.

3 Vorbehalten bleiben abweichende Regelungen mit dem Weg-
eigentümer durch verwaltungsrechtlichen Vertrag.

$ 36. Über seine gesamten Aufwendungen für Bau und Unterhalt Kostenstatistik
von Strassen führt der Staat eine Statistik.

$ 37. 1 Der Eigentümer einer öffentlichen Strasse hat die Verle- verkehrs- und
gung von öffentlichen Verkehrs- und Versorgungsanlagen eines andern Versorgungs-

Gemeinwesens oder entsprechender Anlagei eiier Un'ternehmung, die anlagen

öffentliche Aufgaben erfüIlt, auf schriftliches Gesuch hin zu dulden,
sofern die Zweckbestimmung und die technische Anlage der Strasse
dies gestatten.

2 Dem Strasseneigentümer sind alle aus solchen Anlagen entstehen-
den Kostenzuersetzen und die Strasse ist nach erfolgter Beanspruchung
einwandfrei instandzustellen; eine weitere Entschädigung ist nicht ge-
schuldet.

3 Derartige Anlagen sind auf Kosten ihres Trägers zu verlegen oder
anzupassen, wenn dies ein Strassenprojekt erfordert.

,' $ 38. 1 Soll eine öffentliche Strasse aufgehoben werden, fasst der Aufhebun$
Strasseneigentümer darüber einen förmlichen Beschluss, der im kanto- öffentlicher

nalen Amtiblatt und in der betreffenden Gemeinde offentlich bekannt- Strassen

gemacht wird.
2 Wenn die aufzuhebende Strasse einzige Zufahrtzu Grundstücken

bildet, die nach ihrer Zweckbestimmung darauf angewiesen sind, trifft
der Strasseneigentümer im Aufhebungsbeschluss die Massnahmen, die
zur Erhaltung einer Verbindung dieser Grundstücke mit dem öffent-
lichen Strassennetz unerlässlich sind;es steht ihm zu diesem Zweck das
Enteignungsrecht zu.
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